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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Innerdeutsche Beziehungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Stücklen, 
Wagner (Günzburg), Niegel und Genossen 
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Das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen veröffent- 
lichte in seinen „Aktuellen Materialien zur Deutschiandfrage" 
(Nr. 70199) den vollen Wortlaut einer Rede des DDR-Staatsrats- 
vorsitzenden Ulbricht, die er auf der 13. Arbeiterkonferenz wäh- 
rend der Ostseewoche in Rostock gehalten hat und die am 17. Juli 
1970 im Ostberliner Organ „Neues Deutschland" erschienen war. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Entspricht es nach ihrer Auffassung den Aufgaben des Bundes- 
ministeriums für innerdeutsche Beziehungen, Reden Walter 
Ulbrichts zu verbreiten, in denen eine im Deutschen Bundestag 
vertretene Partei und ihre führenden Politiker in übler Weise 
beschimpft und verleumdet werden, indem ihnen u. a. „Neo- 
Faschismus" vorgeworfen wird? 

2. Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, daß die aus 
Steuergeldern stammenden Mittel des Ministeriums für inner- 
deutsche Beziehungen in dieser Art verwendet werden? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, durch derartige Veröffent- 
lichungen DDR-Meinungen zu publizieren, denen nach allgemein 
gültiger Lesart sowohl die moralische als auch die politische 
Qualifikation fehlt? 

4. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß derartige Veröffent- 
lichungen der politischen Bildungsarbeit oder dem Informations- 
bedürfnis in der Bundesrepublik dienen? 

5. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß die Ver- 
öffentlichung solcher Texte der Diffamierung der Opposition 
dienen? 

6. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diesen groben 
Unfug abzustellen und den entstandenen Schaden wieder gut- 
zumachen? 

7. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß nach den 
gleichen Maßstäben alle Schmähschriften gegen Mitglieder der 
Bundesregierung und der Regierungsparteien aus angeblichen 
Gründen des Informationsbedarfs der Öffentlichkeit verbreitet 
werden könnten und müßten, gleichgültig aus welchen Quellen 
sie stammen? 
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Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wegen des inneren Zusammenhanges der Fragen zu- 
sammenfassend wie folgt: 

Es ist Pflicht der Bundesregierung, das Parlament und die 
Öffentlichkeit umfassend zu informieren. Dabei geht die Bun- 
desregierung davon aus, daß in unserem freiheitlich-demokrati- 
schen Rechtsstaat den Abgeordneten, den Trägern der poli- 
tischen Informations- und Bildungsarbeit sowüe dem Bürger 
überhaupt die Gelegenheit gegeben werden muß, sich anhand 
von Originaltexten selbst eine Meinung über die Qualität poli- 
tischer Argumente zu bilden. Wie alle Texte, die für die 
Deutschlandpolitik von Bedeutung sind, wurde auch die 
Rostocker Rede Walter Ulbrichts ungekürzt im Faksimile-Druck 
in die Dokumentationsreihe „Aktuelle Materialien zur Deutsch- 
land-Frage" auf genommen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Dokumentationen 
vollständig sein müssen, weil sie sich sonst dem Vorwurf der 
Manipulation aussetzen. Deshalb wird bei den Materialien auf 
Kürzung von Texten und auf Zitatauswahl bewußt verzichtet. 
Im übrigen wird als bekannt vorausgesetzt - und im Impressum 
der „Aktuellen Materialien zur Deutschland-Frage" selbst dar- 
auf hingewiesen -, daß auch Texte nachgedruckt werden, „mit 
deren Inhalt sich der Herausgeber nicht identifiziert". Das gilt 
auch und gerade dann, wenn die Bundesregierung und die sie 
tragenden Parteien polemisch angegriffen werden. 


In Vertretung 

Herold 



